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SPRUCH 
 
Viel von sich reden kann auch ein Mittel sein, sich zu 
verbergen.  
Friedrich Wilhelm Nietzsche; 1844 – 1900, deutscher Philosoph 
 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Keine wirksame Befristung eines Ar-
beitsvertrages allein mit Scan der 
Unterschrift 
  

Für eine wirksame Befristung eines Arbeitsvertrages 
reicht eine eingescannte Unterschrift nicht aus. Dies 
gilt auch dann, wenn der Arbeitsvertrag nur für einige 
wenige Tage geschlossen worden ist, entschied das 
Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg (LAG) in sei-
nem Urteil vom 16.3.2022.  
 
Im entschiedenen Fall war eine Frau für ein Unterneh-
men des Personalverleihs tätig. Bei Aufträgen von 
entleihenden Betrieben und Einverständnis der Frau 
mit einer angeforderten Tätigkeit, schlossen der Per-
sonalverleiher und sie über mehrere Jahre mehr als 
20 kurzzeitig befristete Arbeitsverträge. 
 
Die Arbeitsverträge enthielten die jeweiligen Zeit-
räume und die eingescannte Unterschrift des Ge-
schäftsführers des Personalverleihers. Die unterschrie-
benen Verträge schickte die Frau per Post an den Per-
sonalverleiher als Arbeitgeber zurück. 
 
 

 
 

 



 

 

Nun machte sie die Unwirksamkeit der zuletzt verein-
barten Befristung mangels Einhaltung der Schriftform 
geltend.  
 
Das LAG entschied dazu, dass die vereinbarte Befris-
tung mangels Einhaltung der gemäß der im Teilzeit- 
und Befristungsgesetz zwingend vorgeschriebenen 
Schriftform unwirksam ist. Schriftform erfordert eine 
eigenhändige Unterschrift oder eine qualifizierte elekt-
ronische Signatur. Der vorliegende Scan einer Unter-
schrift genügte diesen Anforderungen nicht. Dass 
diese Praxis in der Vergangenheit hingenommen 
wurde, stand dem nicht entgegen. Aufgrund der Un-
wirksamkeit der Befristungsabrede bestand das Ar-
beitsverhältnis bis zur Beendigung durch die zwi-
schenzeitlich ausgesprochene Kündigung fort.  

 

Familienrecht/Erbrecht 

Anhörung des Kindes bei Sorge-
rechtsentscheidung 
  

Gemäß dem Gesetz über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit (FamFG) in der ab dem 1.7.2021 anzu-
wendenden Fassung hat das Familiengericht das Kind 
persönlich anzuhören und sich einen persönlichen Ein-
druck von dem Kind zu verschaffen.  
 
Diese Verpflichtung ist nach der Neuregelung unab-
hängig vom Alter des Kindes und gilt auch im einst-
weiligen Anordnungsverfahren. Unbeschadet dessen 
sind Kinder in einem ihre Person betreffenden Verfah-
ren jedenfalls bereits ab einem Alter von etwa 3 Jah-
ren persönlich anzuhören.  
 
Von der persönlichen Anhörung des Kindes kann in ei-
nem Kindesschutzverfahren in aller Regel nicht des-
halb abgesehen werden, weil das Kind bereits in ei-
nem vorangegangenen Umgangsverfahren persönlich 
angehört wurde. Dies gilt umso mehr, wenn diese An-
hörung nicht vom selben erkennenden Gericht durch-
geführt wurde.  



 

 

 
 
Sonstiges 

Bundesrat billigt Heizkostenzuschuss 
  

 
Der Bundesrat hat am 8.4.2022 dem Heizkostenzu-
schussgesetz zugestimmt. Es gilt vom 1.6.2022 bis 
Ende Mai 2032. Danach erhalten Empfänger von 
Wohngeld, BAföG und weiteren Bildungsförderungen 
einen einmaligen Zuschuss, um den starken Anstieg 
der Heizkosten aufgrund der hohen Energiepreise ab-
zufedern.  
 
Jeder Ein-Personen-Haushalt im Wohngeldbezug er-
hält einmalig einen Zuschuss von 270 €, ein Zwei-Per-
sonen-Haushalt 350 € und jedes weitere Familienmit-
glied 70 €. Voraussetzung ist dabei, dass mindestens 
ein Monat des Leistungsbezugs in den Bewilligungs-
zeitraum zwischen dem 1.10.2021 und dem 31.3.2022 
fällt.  

 
  


